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Bescheid

Spruch

Auf Grund des Antrages vom 30. Mai 2022 des Burgermeisters der Gemeinde Kapfenstein als
mitwirkende Behorde nach dem Stmk. BauG wird festgestellt, dass fur das Vorhaben von Susanne
Hackl und Gilnther Wendler, Haselbach 54, 8350 Fehring, ,Neubau eines Stallgebdudes mit
39.950 Mastgeflugelplatzen© nach Mafigabe der in der Begriindung prézisierten Form und der
eingereichten Projektunterlagen (Beilagen 1 bis 17) keine Umweltvertraglichkeitsprifung
durchzufuhren ist.

Rechtsgrundlagen:

Bundesgesetz ber die Prifung der Umweltvertraglichkeit (Umweltvertraglichkeitsprifungsgesetz 2000
- UVP-G 2000), BGBI. Nr. 697/1993 i.d.F. BGBI. | Nr. 80/2018:

§ 2 Abs. 2

83 Abs. 1und 7

§ 3a Abs. 3Z 1 und Abs. 6

Anhang 1 Z 43 lit. a) Spalte 2 und lit. b) Spalte 3

Begrindung

A) Verfahrensgang

I. Mit der Eingabe vom 30. Mai 2022 hat der Burgermeister der Gemeinde Kapfenstein als mitwirkende
Behdrde nach dem Stmk. BauG bei der UVP-Behorde den Antrag gemalt § 3 Abs. 7 UVP-G 2000 auf
Feststellung eingebracht, ob fiir das Vorhaben von Susanne Hackl und Gunther Wendler, Haselbach 54,
8350 Fehring, ,,Neubau eines Stallgebaudes mit 39.950 Mastgefliigelplatzen* eine UVP-Pflicht gegeben
ist.

Vom Antragsteller wurden folgende Unterlagen vorgelegt:

- Ansuchen um Baubewilligung vom 26. April 2022 (Beilage 1)

- Baubeschreibung vom 26. April 2022 (Beilage 2)

- Angaben Uber die Bauplatzeignung vom 26. April 2022 (Beilage 3)

- Oberflachenentwésserung Hihnerstall und Heizhaus - Berechnung Retention (Beilage 4)
- Einreichplan vom 26. April 2022, Plan Nr. 01/0/2 (Beilage 5)

- Einreichplan vom 26. April 2022, Plan Nr. 02/0/2 (Beilage 6)

- Vorbemessung Sickerschacht (Beilage 7)

- Stellungnahme der Landesstelle fur Brandverhutung vom 28. April 2022 (Beilage 8)

- Katasterplan (Beilage 9)

I1. Mit Schreiben vom 31. Mai 2022 teilte die Baubehtrde mit, dass das gegenstandliche Vorhaben in
keinem schutzwiirdigen Gebiet der Kategorie E im Sinne des Anhanges 2 UVP-G 2000 liegt.

1. Am 20. Juni 2022 Gbermittelte der Antragsteller folgende erganzende Projektunterlagen:

- Betriebsabwicklungskonzept vom 23. April 2022, erstellt von der Gunter Niederl GmbH & Co KG,
Obergnas 59, 8342 Gnas (Beilage 10)

- Betriebskonzept vom 23. Mai 2022, erstellt von der Landwirtschaftskammer Steiermark
(Beilage 11)
Laftungsbeschreibung vom 23. April 2022, erstellt von der Gunter Niederl GmbH & Co KG,
Obergnas 59, 8342 Gnas (Beilage 12)

- Technische Daten Austronet Werbeblende (Beilage 13)

- Technische Daten Fan 3680 C 400-415V 50Hz (Beilage 14)

- Technische Daten Fan IF80 M 50-60Hz (Beilage 15)
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IVV. Mit den Eingaben vom 7. Juli 2022 und vom 27. September 2022 wurde der legalisierte Tierbestand
der Betriebe im Umkreis von ca. 1,5 km um das gegenstandliche Vorhaben bekanntgegeben.

V. Das wasserwirtschaftliche Planungsorgan hat am 30. September 2022 folgende Stellunghahme
abgegeben:

,, Hiermit wird mitgeteilt, dass die vom Vorhaben betroffene Gst. Nr. 392/2 und 392/4, beide KG 62009
Haselbach, innerhalb des (auch) nach § 34 verordneten Widmungsgebiets des Regionalprogramms
Tiefengrundwasser (vgl. 8 1 der Verordnung des Landeshauptmannes von Steiermark vom 31. Juli
2017, mit der ein Regionalprogramm zur Sicherung der Qualitat und Quantitat des ost- und
weststeirischen Tiefengrundwassers erlassen wird, LGBI. Nr. 76/2017) gelegen sind.

Ergénzend dazu wird angemerkt, dass durch das gegenstandliche Vorhaben die Schutzziele der
angefuhrten Verordnung nicht gefahrdet sind. Allfallige Stickstoffausbringungen vermdégen nicht in
relevantem Ausmal? in den Tiefengrundwasserkdrper einzudringen (Qualitat) und die Verwendung von
Tiefengrundwasser fur einen landwirtschaftlichen Betrieb widerspricht dem offentlichen Interesse und
ist somit nicht bewilligungsfahig.

Es ist diesbezlglich somit auf Grund einer allfalligen Kumulierung nicht mit erheblichen schadlichen,
beldistigenden oder belastenden Auswirkungen auf die Umwelt zu rechnen.

VI. Mit Schreiben vom 3. Oktober 2022 wurden die Parteien des Verfahrens sowie — im Rahmen des
Anhorungsrechtes — die mitwirkenden Behorden und das wasserwirtschaftliche Planungsorgan vom
Gegenstand des Verfahrens und dem Ergebnis der durchgefiihrten Beweisaufnahme in Kenntnis gesetzt,
waobei die Mdglichkeit zur Abgabe einer Stellungnahme innerhalb einer zweiwdchigen Frist eingerdumt
wurde.

VII1. Die Umweltanwaltin hat am 4. Oktober 2022 wie folgt Stellung genommen:

,»Mit Schreiben vom 3. Oktober 2022 wurde ich (iber das Ergebnis der Beweisaufnahme betreffend das
Vorhaben von Frau Susanne Hackl und Herrn Ginther Wendler informiert, auf den Gst. Nr. 392/2,
392/4 je KG Haselbach ein Stallgebaude fiir die Haltung von 39.950 Masthiihnern zu errichten. Fir
denselben Standort wurde mit Bescheid des Burgermeisters der Gemeinde Kapfenstein vom
4. September 2013, Zahl: 131/9-2010-16, bereits ein Stallgeb&aude fiir 24.000 Legehennen baurechtlich
bewilligt. Laut Mitteilung wurde bislang das Fundament flir den Stall errichtet. Meine eigene
Nachschau im GIS (Orthofotos der Flugperioden von 2013 bis heute) hat jedoch ergeben, dass auf den
genannten Grundstiicken keinerlei Bautatigkeit zu erkennen ist.

§ 31 Stmk. BauG bestimmt, dass die Baubewilligung erlischt, wenn mit dem Vorhaben nicht binnen funf
Jahren nach Rechtskraft der Bewilligung begonnen wird. Auf Grund der Tatsache, dass die
urspringliche Baubewilligung am 4. September 2013 erteilt wurde und bislang offensichtlich keinerlei
Bautatigkeiten gesetzt wurden, gehe ich davon aus, dass der Konsens tatsachlich untergegangen ist und
von einem Neuvorhaben auszugehen ist.

Im Umkreis von 1,5 km sind laut Schreiben vom 3. Oktober 2022 weitere relevante landwirtschaftliche
Tierhaltungen vorhanden, weshalb héflich beantragt wird, ein Gutachten aus dem Fachbereich der
Luftreinhaltung einzuholen, um feststellen zu konnen, ob auf Grund der Kumulierungen der
Auswirkungen mit erheblichen schadlichen, beldstigenden oder belastenden Auswirkungen auf die
Umwelt zu rechnen und daher eine Umweltvertraglichkeitspriifung fur das geplante Vorhaben
durchzufiihren ist.

VIIl. Am 4. Oktober 2022 wurde die Baubehorde unter Bezugnahme auf die Eingabe der
Umweltanwaéltin um Stellungnahme ersucht, ob die Baubewilligung (Bescheid des Burgermeisters der
Gemeinde Kapfenstein vom 4. September 2013, Zahl: 131/9-2010-16) noch aufrecht ist.
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IX. Mit der Eingabe vom 19. Dezember 2022 haben die Projektwerber eine Bestdtigung des
Ingenieurkonsulenten fir Vermessungswesen DI Karl Reichsthaler, Business Park 4, 8200 Gleisdorf,
und Gnaserstrasse 2a, 8330 Feldbach, vom 19. Dezember 2022, GZ: 52665-62009, Beilage 17), mit
folgendem Inhalt vorgelegt: ,, Unterfertigter Sachverstindiger bestdtigt, nach Errichtung der
Fundamente, die bewilligungsgeméale (lage- und héhenmaRige) Situierung des mit oben angefiihrten
Bescheid bewilligten Bauvorhabens. *

B) Entscheidungsrelevanter Sachverhalt

I. Susanne Hackl und Giinther Wendler, Haselbach 54, 8350 Fehring, planen den Bau eines
Stallgebdudes mit 39.950 Mastgefligelplatzen auf Gst. 392/2 und 392/4, je KG 62009 Haselbach, in der
Gemeinde Kapfenstein.

Dieser Stall soll als Umbau des bzw. als Zubau zu dem mit Bescheid des Blrgermeisters der Gemeinde
Kapfenstein vom 4. September 2013, Zahl: 131/9-2010-16 (Beilage 16), baurechtlich bewilligten
Stallgeb&udes mit 24.000 Legehennenplatzen erfolgen.

Gemal der Bestatigung des Ingenieurkonsulenten fiir Vermessungswesen DI Karl Reichsthaler
(Beilage 17) ist die Situierung eines Fundamentteiles entsprechend der erteilten Bewilligung erfolgt.

Bezliglich einer detaillierten Projektbeschreibung wird auf die Beilagen 1 bis 15 verwiesen.

I1. Die projektgegenstandlichen Gst. Nr. 392/2 und 392/4, beide KG 62009 Haselbach, liegen gemaR
der Stellungnahme des wasserwirtschaftlichen Planungsorgans innerhalb des (auch) nach & 34
verordneten Widmungsgebiets des Regionalprogramms Tiefengrundwasser (vgl. 8 1 der Verordnung
des Landeshauptmannes von Steiermark vom 31. Juli 2017, mit der ein Regionalprogramm zur
Sicherung der Qualitdt und Quantitat des ost- und weststeirischen Tiefengrundwassers erlassen wird,
LGBI. Nr. 76/2017).

Nach Angabe der Baubehdrde liegt das Vorhaben in keinem schutzwirdigen Gebiet der Kategorie E im
Sinne des Anhanges 2 UVP-G 2000.

I11. Im Umkreis von ca. 1,5 km um das gegenstandliche VVorhaben befinden sich folgende, aus UVP-
rechtlicher Sicht relevante landwirtschaftliche Betriebe:

in der Gemeinde Kapfenstein:

1. Betrieb Reindl, Haselbach 3: 130 Sauenpléatze
333 Mastschweineplatze
2. Betrieb Hebenstreit, Haselbach 7: 43 Sauenplatze

607 Mastschweineplatze
17.677 Legehennenplétze
400 Ferkelplatze

3. Betrieb Legenstein, Mahrensdorf 32: 819 Mastschweineplétze
4. Betrieb Grof3, Mahrensdorf 3: 2.996 Legehennenplatze
5. Betrieb Theif3l, Haselbach 33: 7.000 Legehennenplatze

in der Stadtgemeinde Fehring:

Betrieb Josef Techt: 33 Sauenpléatze
270 Mastschweineplatze
202 Ferkelplatze
1 Eberplatz

IV. Die Feststellungen zum Vorhaben ergeben sich aus dem Akteninhalt.
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C) Rechtliche Beurteilung und Beweiswiirdigung

I. GeméaR § 3 Abs. 7 UVP-G 2000 hat die Behorde auf Antrag des Projektwerbers/der Projektwerberin,
einer mitwirkenden BehoOrde oder des Umweltanwaltes festzustellen, ob fiir ein Vorhaben eine
Umweltvertraglichkeitsprifung nach diesem Bundesgesetz durchzufuhren ist und welcher Tatbestand
des Anhanges 1 oder des 8§ 3a Abs. 1 bis 3 durch das Vorhaben verwirklicht wird. Parteistellung haben
der Projektwerber/die Projektwerberin, der Umweltanwalt und die Standortgemeinde. Vor der
Entscheidung sind die mitwirkenden Behdrden und das wasserwirtschaftliche Planungsorgan zu héren.

I1. GemaR § 3 Abs. 1 UVP-G 2000 sind Vorhaben, die in Anhang 1 angefiihrt sind, sowie Anderungen
dieser Vorhaben nach MaRgabe der folgenden Bestimmungen einer Umweltvertraglichkeitspriifung zu
unterziehen. Fur Vorhaben, die in Spalte 2 und 3 des Anhanges 1 angefiihrt sind, ist das vereinfachte
Verfahren durchzufihren.

1. GeméR 8 2 Abs. 2 UVP-G 2000 ist Vorhaben die Errichtung einer Anlage oder ein sonstiger
Eingriff in Natur und Landschaft unter Einschluss samtlicher damit in einem raumlichen und sachlichen
Zusammenhang stehender MaRnahmen. Ein Vorhaben kann eine oder mehrere Anlagen oder Eingriffe
umfassen, wenn diese in einem rdumlichen und sachlichen Zusammenhang stehen.

Das verfahrensgegenstandliche Stallgebdude soll als Umbau des bzw. als Zubau zu dem mit Bescheid
des Birgermeisters der Gemeinde Kapfenstein vom 4. September 2013, Zahl: 131/9-2010-16,
baurechtlich bewilligten Stallgebaude(s) mit 24.000 Legehennenplétzen erfolgen. Da die Situierung
eines Fundamentteiles entsprechend der erteilten Bewilligung erfolgt ist, kann von einem Baubeginn im
Sinne des § 31 Stmk. BauG ausgegangen werden. Folglich ist die gegenstandliche Baubewilligung noch
aufrecht.

Auf Grund des sachlichen und raumlichen Zusammenhangs zwischen dem genehmigten Stallgebaude
mit Legehennenplédtzen und dem antragsgegenstandlichen Vorhaben ist von einem Anderungsvorhaben
auszugehen.

1V. § 3a UVP-G 2000 lautet:

(1) Anderungen von Vorhaben,

1. die eine Kapazitdtsausweitung von mindestens 100% des in Spalte 1 oder 2 des Anhanges 1
festgelegten Schwellenwertes, sofern ein solcher festgelegt wurde, erreichen, sind einer
Umweltvertraglichkeitsprifung zu unterziehen; dies gilt nicht fir Schwellenwerte in spezifischen
Anderungstatbestanden;

(3) Fiur Anderungen sonstiger in Spalte 2 oder 3 des Anhanges 1 angefilhrten Vorhaben ist eine

Umweltvertraglichkeitspriifung nach dem vereinfachten Verfahren durchzufiihren, wenn

1. der in Spalte 2 oder 3 festgelegte Schwellenwert durch die bestehende Anlage bereits erreicht ist
oder durch die Anderung erreicht wird und durch die Anderung eine Kapazititsausweitung von
mindestens 50% dieses Schwellenwertes erfolgt oder

2. ...

und die Behorde im Einzelfall feststellt, dass durch die Anderung mit erheblichen schéadlichen,

beléstigenden oder belastenden Auswirkungen auf die Umwelt im Sinne des 8 1 Abs. 1 Z 1 zu rechnen

ist.

(4) Bei der Feststellung im Einzelfall hat die Behdrde die in § 3 Abs. 5 Z 1 bis 3 angefuihrten Kriterien

zu berticksichtigen. § 3 Abs. 7 und 8 sind anzuwenden. Die Einzelfallprifung geméR Abs. 1 Z 2,

Abs. 2, 3 und 6 entfallt, wenn der Projektwerber/die Projektwerberin die Durchfiuhrung einer

Umweltvertrdaglichkeitsprifung beantragt.
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(5) Soweit nicht eine abweichende Regelung in Anhang 1 getroffen wurde, ist fur die Beurteilung der
UVP-Pflicht eines Anderungsprojektes gemaR Abs. 1 Z 2 sowie Abs. 2 und 3 die Summe der
Kapazitaten, die innerhalb der letzten finf Jahre genehmigt wurden einschlieflich der beantragten
Kapazitatsausweitung heranzuziehen, wobei die beantragte Anderung eine Kapazitatsausweitung von
mindestens 25% des Schwellenwertes oder, wenn kein Schwellenwert festgelegt ist, der bisher
genehmigten Kapazitat erreichen muss.

(6) Bei Anderungen von Vorhaben des Anhanges 1, die die in Abs. 1 bis 5 angefiihrten Schwellenwerte
nicht erreichen oder Kriterien nicht erfillen, die aber mit anderen VVorhaben gemeinsam den jeweiligen
Schwellenwert oder das Kriterium des Anhanges 1 erreichen oder erfullen, hat die Behorde im
Einzelfall festzustellen, ob auf Grund einer Kumulierung der Auswirkungen mit erheblichen
schadlichen, beléstigenden oder belastenden Auswirkungen auf die Umwelt zu rechnen und daher eine
Umweltvertraglichkeitspriifung fir die geplante Anderung durchzufiihren ist. Fiir die Kumulierung zu
beriicksichtigen sind andere gleichartige und in einem rdumlichen Zusammenhang stehende Vorhaben,
die bestehen oder genehmigt sind, oder VVorhaben, die mit vollstdndigem Antrag auf Genehmigung bei
einer Behdrde friiher eingereicht oder nach 88 4 oder 5 friiher beantragt wurden. Eine Einzelfallpriifung
ist nicht durchzufthren, wenn das geplante Anderungsvorhaben eine Kapazitat von weniger als 25 %
des Schwellenwertes aufweist. Bei der Entscheidung im Einzelfall sind die Kriterien des 8 3 Abs. 527 1
bis 3 zu berlicksichtigen, 8 3 Abs. 7 ist anzuwenden. Die Umweltvertraglichkeitspriifung ist im
vereinfachten Verfahren durchzufuhren.

...

V. Geméll Anhang 1 Z 43 lit. a) Spalte 2 UVP-G 2000 unterliegen Anlagen zum Halten oder zur
Aufzucht von Tieren ab folgender Grofe der UVP-Pflicht: 48.000 Legehennen-, Junghennen-,
Mastelterntier- oder Truthihnerpldtze; 65.000 Mastgefliigelplatze; 2.500 Mastschweineplétze;
700 Sauenplatze. Bei gemischten Bestanden werden die Prozentsétze der jeweils erreichten Platzzahlen
addiert, ab einer Summe von 100% ist eine UVP- bzw. Einzelfallprifung durchzufiihren; Bestande bis
5% der Platzzahlen bleiben unberticksichtigt.

VI. GemélR Anhang 1 Z 43 lit. b) Spalte 3 UVP-G 2000 unterliegen Anlagen zum Halten oder zur
Aufzucht von Tieren in schutzwirdigen Gebieten der Kategorie C oder E ab folgender Grélie der UVP-
Pflicht: 40.000 Legehennen-, Junghennen-, Mastelterntier- oder Truthihnerpléatze;
42.500 Mastgefliigelplatze; 1.400 Mastschweineplatze; 450 Sauenplatze. Bei gemischten Bestdnden
werden die Prozentsétze der jeweils erreichten Platzzahlen addiert, ab einer Summe von 100% ist eine
UVP- Dbzw. Einzelfallprifung durchzufihren; Bestdnde bis 5% der Platzzahlen bleiben
unbericksichtigt.

Schutzwirdige Gebiete der Kategorie C sind gemaR Anhang 2 zum UVP-G 2000 Wasserschutz- und
Schongebiete gemal §8§ 34, 35 und 37 WRG 1959.

Gemal Anhang 2 zum UVP-G 2000 sind schutzwiirdige Gebiete der Kategorie E Siedlungsgebiete. Als
Nahebereich eines Siedlungsgebietes gilt ein Umkreis von 300 m um das Vorhaben, in dem
Grundstiicke wie folgt festgelegt oder ausgewiesen sind:

1. Bauland, in dem Wohnbauten errichtet werden dirfen (ausgenommen reine Gewerbe-, Betriebs-
oder Industriegebiete, Einzelgehtfte oder Einzelbauten),

2. Gebiete fur Kinderbetreuungseinrichtungen, Kinderspielplatze, Schulen oder &hnliche
Einrichtungen, Krankenhduser, Kuranstalten, Seniorenheime, Friedhofe, Kirchen und gleichwertige
Einrichtungen  anerkannter ~ Religionsgemeinschaften,  Parkanlagen, = Campingplatze und
Freibeckenbéader, Garten- und Kleingartensiedlungen.

VII. Das antragsgegenstandliche Vorhaben (39.950 Mastgefligelpléatze) erreicht den Schwellenwert
gemal Anhang 1 Z 43 lit. a) Spalte 2 UVP-G 2000 (65.000 Mastgefliigelplatze) zu 61,46 %, den
Schwellenwert gemaR Anhang 1 Z 43 lit. b) Spalte 3 UVP-G 2000 (42.500 Mastgefligelplatze) zu
94 %.
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Die genehmigte Kapazitat (vgl. Beilage 16) betragt 24.000 Legehennenplatze. Dies entspricht 50 % des
Schwellenwertes geméll Anhang 1 Z 43 lit. a) Spalte 2 UVP-G 2000 (48.000 Legehennenplatze) und
60 % des Schwellenwertes gemdR Anhang 1 Z 43 lit. b) Spalte 3 UVP-G 2000
(40.000 Legehennenplatze).

Gemal der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes vom 28. August 2014, GZ: W109 2008471-1
- projektgegenstandlich war die Erhohung der Zahl der Mastschweinepldtze bei gleichzeitiger
Auflassung der legalisierten Sauenpldtze - sind projektgegenstandliche Kapazitatsreduktionen bei
Standortidentitét bei der Schwellenwertberechnung in Abzug zu bringen.

Aus dem Erkenntnis des VWGH vom 21. Dezember 2017, Ro 2015/06/0018-6, ist zur Frage der
Zulassigkeit von Kapazitatsverschiebungen Folgendes abzuleiten: Zum einen ist die (teilweise)
Ubertragung eines materienrechtlichen Konsenses von einer Anlage auf eine andere Anlage unzulassig.
Zum anderen ist ,,ein blof faktisches ,Herausldsen‘ eines nicht ausgeschopften Teiles der bewilligten
Kapazitat, die auf Grund der aus den unverdndert bestehenbleibenden Bewilligungen resultierenden
Berechtigung nach wie vor nutzbar ist, nicht zuléssig “. Zur Entscheidung des BVwG vom 24. Oktober
2014, GZ: W143 2003020-1, fuhrt der VWGH aus, dass ,,der diesem Erkenntnis zugrunde liegende
Sachverhalt mit dem Revisionsfall nicht vergleichbar ist. Dort sollten namlich drei abzutragende
Konverter durch drei neue leistungsstarkere Konverter ersetzt werden, wobei die abzutragenden
Windkraftanlagen nicht mehr genutzt werden sollten und fiir diese durch deren vollstandige Entfernung
kein Konsens mehr bestiinde. Vor dem Hintergrund, dass eine Kapazitatsnutzung dieser Anlagen somit
nicht mehr mdglich sein werde, gelangte das Bundesverwaltungsgericht zu dem Schluss, dass ein Abzug
dieser nicht mehr nutzbaren Kapazitdten bei der Berechnung der Gesamtkapazitdt zuldssig sei.

Im Lichte der in den vorstehenden Absétzen zitierten Rechtsprechung des VWGH und des BVWG ist
der vorliegende Sachverhalt wie folgt zu beurteilen:

Das gegensténdliche Projekt beinhaltet nicht das ,,Herauslésen® einer Kapazitdt aus dem bestehenden
baurechtlichen Konsens und Ubertragung dieses Konsenses auf die neue Anlage. Die Bewilligung wird
baurechtlich neu erteilt und nicht fiir die neue Anlage konsumiert.

Durch die Errichtung der Zu- und Umbauten ist der baurechtliche Konsens fur den Legenhennenstall
faktisch nicht mehr konsumierbar.

Nach der bereits zitierten Entscheidung des BVwG ist die Gegenrechnung von Kapazitaten im Falle der
Standortidentitat zuldssig. Die Unzuléssigkeit der Gegenrechnung bei Standortidentitdt kann aus dem
zitierten Erkenntnis des VWGH nicht abgeleitet werden. Im vorliegenden Fall handelt es sich um den
gleichen Standort.

Da durch die Errichtung der Zu- und Umbauten der baurechtliche Konsens fiir den Legenhennenstall
faktisch nicht mehr konsumierbar ist, da Standortidentitat gegeben ist und da die Konsumation einer
bestehenden Bewilligung fir die neue Anlage nicht Projektgegenstand ist, wird im Sinne der zitierten
Rechtsprechung des VWGH und des BVwG der Abzug der 24.000 Legehennenplédtze von den
projektierten 39.950 Mastgefltigelplatzen bei der Schwellenwertberechnung als zul&ssig erachtet.

Die Kapazitatserweiterung betragt somit:
- gemaRl Z 43 lit. a) Spalte 2: 61,46 % abzuglich 50 % (genehmigte Kapazitéit) = 11,46 %
- geméRl Z 43 lit. b) Spalte 3: 94 % abziiglich 60 % (genehmigte Kapazitdt) = 34 %

Der Tatbestand des Anhanges 1 Z 43 lit. a) Spalte 2 UVP-G 2000 wird weder in Verbindung mit § 3a
Abs. 3 Z 1 UVP-G 2000 noch in Verbindung mit 8 3a Abs. 6 UVP-G 2000 verwirklicht, das die
Kapazitatserweiterung unter 50 % bzw. unter der Geringflgigkeitsschwelle von 25 % des
Schwellenwertes liegt.

1e°AB WIS SB//:SdNY Jejun 8IS uspul) SYONIPSNY Sep 11eyyoT Jep ‘Mzq Jnjeubls usyosiuo.ps|e
JesaIp Bunjnid Inz asismulH ‘Helubissiwe apinm ssjuswnyod saselp [euiblO syoasiuoipele seq



Seite 8

Zum Tatbestand des Anhanges 1 Z 43 lit. b) Spalte 3 UVP-G 2000 ist auszufiihren, dass schutzwiirdige
Gebiete der Kategorie E (Siedlungsgebiete) im Sinne des Anhanges 2 UVP-G 2000 nicht betroffen sind.
8 3a Abs. 3 Z 1 UVP-G 2000 im Zusammenhang mit dieser Ziffer wird nicht verwirklicht, da keine
Kapazitatsausweitung von  mindestens 50 %  dieses  Schwellenwertes erfolgt.  Die
Geringfugigkeitsschwelle gemaR § 3a Abs. 6 UVP-G 2000 von 25 % des Schwellenwertes wird
tberschritten. Das gegenstandliche Vorhaben (berschreitet gemeinsam mit den Vorhaben, die —
bezogen auf Schutzgut Wasser (gleicher Grundwasserkdrper) in einem rdumlichen Zusammenhang
stehen, den Schwellenwert der Z 43 |lit. b) Spalte 3. Gemaf der Stellungnahme des
wasserwirtschaftlichen Planungsorgans (vgl. Punkt A) V.) ist auf Grund einer allfalligen Kumulierung
nicht mit erheblichen schadlichen, belé&stigenden oder belastenden Auswirkungen auf die Umwelt zu
rechnen.

VI11. Das gegenstandliche VVorhaben ist daher keiner Umweltvertréglichkeitspriifung zu unterziehen.
Somit war spruchgemal zu entscheiden.

Rechtsmittelbelehrung

Sie haben das Recht, gegen diesen Bescheid Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht zu erheben.
Die Beschwerde ist innerhalb von vier Wochen nach Zustellung dieses Bescheides einzubringen.

Die Einbringung der Beschwerde hat schriftlich bei der Behorde zu erfolgen.
Sie haben auch die Mdglichkeit, die Beschwerde (ber das Internet mit Hilfe eines Web-Formulars

einzubringen (https://egov.stmk.gv.at/rmbe). Bitte beachten Sie: Dies ist derzeit die einzige Form, mit
der Sie eine beweiskraftige Zustellbestatigung erhalten.

Weitere technische Einbringungsmaglichkeiten fur die Beschwerde (z.B. Telefax, E-Mail) kdnnen Sie
dem Briefkopf entnehmen. Der Absender tragt dabei die mit diesen Ubermittlungsarten verbundenen
Risken (z.B. Ubertragungsfehler, Verlust des Schriftstiickes).

Bitte beachten Sie, dass fir elektronische Anbringen die technischen Voraussetzungen und
organisatorischen Beschrankungen im Internet kundgemacht sind: http://egov.stmk.gv.at/tvob

Die Beschwerde hat den Bescheid, gegen den sie sich richtet, und die belangte Behorde zu bezeichnen.
Weiters hat die Beschwerde zu enthalten:

- die Grlnde, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stitzt,

- das Begehren und

- die Angaben, die erforderlich sind, um zu beurteilen, ob die Beschwerde rechtzeitig eingebracht ist.

Eine rechtzeitig eingebrachte und zuléssige Beschwerde hat aufschiebende Wirkung.

Fiir die Beschwerde ist eine Pauschalgebiihr von € 30,-- zu entrichten. Die Gebuhrenschuld entsteht im
Zeitpunkt der Einbringung der Beschwerde und ist sofort fallig. Sie mussen daher bereits bei der
Eingabe der Beschwerde die Zahlung nachweisen; Sie kénnen dazu einen Zahlungsbeleg oder einen
Ausdruck Uber die erfolgte Erteilung einer Zahlungsanweisung der Eingabe anschlieRen.

Die Gebihr ist auf das Konto des Finanzamtes fur Gebihren, Verkehrssteuern und Glicksspiel
(IBAN: AT83 0100 0000 0550 4109, BIC: BUNDATWW) unter Angabe des jeweiligen Verfahrens
(Geschéftszahl — GZ: von der ersten Seite) als Verwendungszweck zu entrichten. Bei elektronischer
Uberweisung mittels ,,Finanzamtszahlung* sind neben dem genannten Empfinger die
Abgabenkontonummer 109999102, die Abgabenart ,,EEE-Beschwerdegebiihr sowie das Datum des
Bescheides (als Zeitraum) anzugeben.

1e°AB WIS SB//:SdNY Jejun 8IS uspul) SYONIPSNY Sep 11eyyoT Jep ‘Mzq Jnjeubls usyosiuo.ps|e
JesaIp Bunjnid Inz asismulH ‘Helubissiwe apinm ssjuswnyod saselp [euiblO syoasiuoipele seq


http://egov.stmk.gv.at/tvob

Seite 9

Hinweis:

Wenn Sie die Durchflihrung einer miindlichen Verhandlung wiinschen, missen Sie diese gleichzeitig mit
der Erhebung der Beschwerde beantragen. Bitte beachten Sie, dass Sie, falls die Behtrde von der
Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung absieht, auf lhr Recht auf Durchfihrung einer
Verhandlung verzichten, wenn Sie in der Beschwerde keinen solchen Antrag stellen.

Fur die Steiermarkische Landesregierung
Die Abteilungsleiterin i.V.

Dr. Katharina Kanz
(elektronisch gefertigt)

1e°AB WIS SB//:SdNY Jejun 8IS uspul) SYONIPSNY Sep 11eyyoT Jep ‘Mzq Jnjeubls usyosiuo.ps|e
JesaIp Bunjnid Inz asismulH ‘Helubissiwe apinm ssjuswnyod saselp [euiblO syoasiuoipele seq



	Umweltverträglichkeitsprüfung
	Feststellungsbescheid


		2022-12-23T08:24:30+0100
	Land Steiermark
	Amtssignatur aufgebracht durch Glatz, L6AL-ABT13 am 23.12.2022




